Landesbetrieb Mobilität 
Bad Kreuznach
B 421/ K 17 - A.13-18-0025.01 - I 70	Bad Kreuznach, den 14. Okt. 2021 


E n t b e h r l i c h k e i t s e n t s c h e i d u n g


In dem Planungsverfahren für

den Knotenumbau B 421/ K 17 bei Kirchberg

wird entschieden: 


DIE PLANFESTSTELLUNG IST ENTBEHRLICH

Gründe:

I. Der LBM Bad Kreuznach beabsichtigt den Umbau des Knotenpunktes der Bundesstraße 421 (B 421) mit der Kreisstraße 17 (K 17). Aufgrund der Verkehrsverlagerungen im Zusammenhang mit der Sperrung der B 327alt im Bereich des Flughafens Frankfurt-Hahn genügt die bestehende Einmündung nicht mehr den Anforderungen an die Verkehrsqualität und Verkehrssicherheit. Es ist daher vorgesehen, den Knotenpunkt richtlinienkonform mit Linksabbiegestreifen im Zuge der B 421 und Tropfen im Zuge der K 17 umzubauen. Weiterhin wird zur Verbesserung der Sichtverhältnisse die vorhandene Geländekuppe links der Kreisstraße abgetragen. Zur Verbesserung der Querungssituation für Radfahrer werden im Ausbauabschnitt der K 17 parallele Radwegeabschnitte mit Querungshilfen in der K 17 und der B 421 angelegt. Die Länge der Baustrecke im Zuge der B 421 beträgt ca. 270 m und im Zuge der K 17 ca. 100 m.  
Die Straßenentwässerung erfolgt wie bisher über die Bankette und Böschungen in die angrenzenden Flächen. Die Maßnahme umfasst im Weiteren die notwendigen Bestandsanpassungen und landespflegerische Kompensationsmaßnahmen.
 
Weitere Details über Art und Umfang des Ausbauvorhabens ergeben sich aus der Planung des LBM Bad Kreuznach vom 07.05.2021 bestehend aus:

1) Erläuterungsbericht
2) Übersichtskarte, M: 1:25000
3) Übersichtslageplan, M: 1:2500
4) Lageplan, M: 1:250
5) Übersichtshöhenpläne, M: 1:500/ 500
6) Maßnahmenplan Landespflege, M: 1:1000
7) Wassertechnische Untersuchungen
8) Umweltfachliche Untersuchungen
10)Grunderwerbsplan und Grunderwerbsverzeichnis
11) Lageplan Schleppkurven, M: 1:250
12) Lageplan Sichtfeld, M: 1:500


Für die vorbezeichnete Maßnahme wurde ein Abstimmungsverfahren gemäß § 74 Abs. 7 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) durchgeführt. Die nachstehend aufgeführten Träger öffentlicher Belange wurden hierbei beteiligt:

1) Stadt Kirchberg
2) Verbandsgemeinde Kirchberg
3) Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück-Kreis
4) Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Bad Kreuznach
5) Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum, Simmern
6) Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn
7) Deutsche Telekom Technik GmbH, PTI 12, Mainz
8) Westnetz GmbH, Idar-Oberstein
9) Verbandsgemeindewerke Kirchberg
10) Creos Deutschland, Homburg
11) Fernleitungsbetriebsgesellschaft, Idar-Oberstein
12) Vodafone/ Kabel Deutschland, Trier
13) SGD Nord –Ref. 41-, Koblenz 

Die Beteiligung erfolgte mit Schreiben vom 26.05.2021. Des Weiteren wurden alle von der Maßnahme betroffenen Grundstückseigentümer angesprochen und entsprechend über das Ausbauvorhaben unterrichtet.

II. Die Entbehrlichkeit der Planfeststellung/ Plangenehmigung ist begründet. Der Landesbetrieb Mobilität Bad Kreuznach ist für die Entbehrlichkeitsentscheidung nach § 74 Abs. 7 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) zuständig. 

Die Notwendigkeit der Straßenbaumaßnahme ist gegeben. Hierzu wird auf die Ausführungen zur Notwendigkeit der Maßnahme im Erläuterungsbericht verwiesen. 

Da alle Betroffenen zu dem Vorhaben ihre Zustimmung erteilt haben, kann die Straßenbaumaßnahme ohne vorherige Durchführung eines Planfeststellungs- bzw. Plangenehmigungsverfahrens realisiert werden.

III. Die schriftlichen Zustimmungen der privatbetroffenen Grundstückseigentümer wurden eingeholt. Die zur Durchführung der Baumaßnahme notwen-digen Bauerlaubnisse liegen vor (siehe Anlage 1). 

IV. Die schriftlichen Stellungnahmen der beteiligten Träger öffentlicher Belange liegen ebenfalls vor. Die in den vorliegenden Stellungnahmen enthaltenen Auflagen und Nebenbestimmungen sind zwingend bei der Baudurchführung zu beachten. Die Stellungnahmen sind dieser Entscheidung –zum Teil- als Anlage beigefügt. 
Insbesondere hat die Bauausführung unter folgenden Bedingungen zu erfolgen:



IV/1. Im Ausbaubereich befinden sich Versorgungsleitungen folgender Unternehmen (siehe Anlage 2): 

· Deutsche Telekom Technik GmbH, PTI 12, Mainz
· Vodafone GmbH/ Vodafone Deutschland GmbH, Trier
· Westnetz GmbH, Bad Kreuznach
· Verbandsgemeindewerke Kirchberg (keine Leitungen, aber siehe unten)

Mit den vorgenannten Unternehmen ist rechtzeitig vor Baubeginn und Ausschreibung Kontakt im Hinblick auf die Koordination eventuell erforderlicher Sicherungs- / Verlegungsmaßnahmen bzw. Einweisung in die genaue Lage der Leitungen aufzunehmen. Die VG-Werke Kirchberg beabsichtigen die Wasserversorgung des neuen Industriegebietes II B 50/ B 421 vom gegenüberliegenden Gewerbegebiet aus anzuschließen und von dort eine Wasserleitung zum neu geplanten Gewerbegebiet zu verlegen. Sofern der Knotenumbau vor der Erschließung des neuen Industriegebietes erfolgen sollte, soll die Wasserleitung vorverlegt oder zumindest ein Leerrohr für die Querung der Straße verlegt werden, um einen späteren Aufbruch zu vermeiden. Im Übrigen richtet sich die Kostentragung für evtl. Leitungsverlegungen, -sicherungen usw. nach den bestehenden Verträgen bzw. den gesetzlichen Bestimmungen. 
[bookmark: _GoBack]
IV/2. Von Seiten des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr erfolgte der Hinweis, dass die B 421 in dem betroffenen Bereich zugleich eine Militärstraße ist (MilStr. 753) ist. Die Richtlinien für das Militärstraßengrundnetz sind daher zu beachten (Bemessungsfall IIb gem. StB 27/82.93.01/46 Va 96 vom 01.08.96 (RABS 07/96)) und die Mindestanforderungen gemäß RIST und RABS für den militärischen Schwerlastverkehr sind einzuhalten. Danach wäre grundsätzlich eine Mindestfahrbahnbreite von 7,30 m erforderlich. Da die B 421 in den sich an den Knotenpunkt anschließenden Bereichen lediglich eine Fahrbahnbreite von 6,50 m aufweist und die Situation durch den Ausbau nicht verschlechtert wird, ergibt sich kein weiterer Regelungsbedarf. Beginn und Fertigstellung der Baumaßnahme sind unter Angabe des Aktenzeichens 45-60-00/IV-16-21-STR unter folgender Emailadresse LKdoHEVerkInfra@bundeswehr.org  anzuzeigen (siehe auch Anlage 3). 

IV/3. Das DLR Rheinhessen-Nahe-Hunsrück, Simmern hat keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Maßnahme vorgetragen. Es wird jedoch darum gebeten, im Ausbaubereich den erforderlichen niveaugleichen Neuanschluss der Wirtschaftswege vorzunehmen (siehe Anlage 4).

IV/4. Von Seiten der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord in Koblenz wurde nach Anhörung der betroffenen Fachreferate am 07.07.2021 eine Gesamtstellungnahme abgegeben (siehe Anlage 5).

Ref. 42 – Obere Naturschutzbehörde -: 
Es wurden Bedenken bzw. Klärungsbedarf bezüglich der ursprünglich vorgesehenen Kompensationsmaßnahme E 1 auf dem Flurstück 71, Flur 55, Gemarkung Kirchberg angemeldet, weil diese Fläche offenbar bereits einer extensiven Bewirtschaftung unterliegt. Aufgrund dessen wurde vom LBM KH als neuer Maßnahmenstandort das bundeseigene Flurstück 10/9 in der Flur 
2, Gemarkung Ohlweiler vorgeschlagen. Dem wurde durch die ONB am 19.07.2021 abschließend zugestimmt. Die in der abschließenden Stellungnahme der ONB aufgeführten Nebenbestimmungen sind zu beachten (siehe Anlage 5). 
Von Seiten der übrigen Fachreferate wurden keine Bedenken erhoben.

IV/5. Die Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück-Kreis hat nach Beteiligung aller betroffenen Referate mit Schreiben vom 20.08.2021 ihre Stellungnahme abgegeben (siehe Anlage 6).

Untere Wasserbehörde:
Von Seiten der unteren Wasserbehörde wurden keine Bedenken erhoben. Der Hinweis auf die evtl. Nachgenehmigungspflicht der vorhandenen Einleitung wurde zur Kenntnis genommen. Da das Thema von der SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz in ihrer Stellungnahme nicht aufgegriffen worden war, ergibt sich aus Sicht des Vorhabenträgers kein Regelungsbedarf.  

Von Seiten der übrigen beteiligten Sachgebiete wurden keine Bedenken erhoben.

IV/6. Von Seiten der Verbandsgemeindeverwaltung Kirchberg wurde auf die bevorstehende Erschließung des geplanten „Industriegebietes II B 421/ B 50“ der Stadt Kirchberg hingewiesen. Die mit der Straßenbauverwaltung abgestimmte Bauleitplanung sieht den Anschluss des Gewerbegebietes an die K 17 mittels Linksabbiegestreifen im Zuge der Kreisstraße vor. Die Knotenpunktplanung B 421/ K 17 und die städtische Planung sind aufeinander abgestimmt. Zwischen dem Rhein-Hunsrück-Kreis und der Stadt Kirchberg wurde am 29.12.21/ 06.01.22 die entsprechende Baudurchführungsvereinbarung betreffend die Maßnahmen an der K 17 geschlossen.
Die Bauausführung des Knotenumbaus B 421/ K 17 ist mit der Erschließungsmaßnahme der Stadt Kirchberg zu koordinieren. 

Weiterhin wurden von der VGV Kirchberg Bedenken bezüglich der geplanten Querungshilfe im Zuge der B 421 erhoben und die Herstellung einer Unterführung gefordert. Hierzu wurde seitens des LBM umfassend Stellung genommen (siehe Anlage 7). Aufgrund der vorgetragenen LBM-Argumente erteilte die VGV Kirchberg mit Schreiben vom 23.09.2021 die Zustimmung zur Planung. 

IV/7. Kostenträger des Knotenumbaus ist gemäß § 12 Abs. 3a FStrG die Bundesrepublik Deutschland, da der durchschnittliche tägliche Verkehr der K 17 weniger als 20 % des Verkehrs der B 421 beträgt (Bagatellklausel). 




IV/8. Beginn und Ende der Bauausführung sind dem Fachteam Baurecht/ Grunderwerb im Hinblick auf die Beauftragung der Schlussvermessung und Abwicklung des Grunderwerbs sowie dem Fachteam Straßenbau II im Hinblick auf die ökologische Baubegleitung und die Umsetzung des Fachbeitrags Naturschutz anzuzeigen. 






Thomas Wagner
Leiter der Dienststelle



   
 1) Verteiler:

    Je 1 Ausfertigung der Entbehrlichkeitsentscheidung mit Anlagen an: 


			II / PM I

			SM Kirchberg

			II 50 



2) I 32,    II A/PM IA, I 15 ,   IV,  I 71a ,   I 73  ,  I 91, I 61 , I 62 , I 42    zur Kenntnis 

3) I 14 mit der Bitte um Eintragung in die SAP- Proj.- Dok. 

4) CD 36a mit der Bitte um, 

- Eintragung in Piko
und
- Veranlassung der amtlichen Bekanntmachung im UVP-Portal


5) WV bei I 70
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